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Die Liste scheint unendlich, 
die der arabische Fernseh-
sender Al-Dschasira auf sei-
ne Homepage gestellt hat. 

Wieder und wieder muß der Besucher 
scrollen, bis er das Ende erreicht. 1 889 
Namen stehen dort untereinander. Letz-
tes Update: 12. August. 

Ahmad Mahdi, 16 Jahre alt, ist der erste 
in der langen Reihe. Der letzte ist Hadar 
Goldin, 23, ein israelischer Soldat. Viele 
Kinder sind darunter, Babys wie Midaa 
Aslaan, die nur einen Monat alt wurde. 
Oft steht auch »unidentified« anstelle ei-
nes Namens. Alle auf der Liste teilen ein 
schreckliches Schicksal: umgekommen 
im Gaza-Krieg. 

Unter den Opfern sind auch mehr als 
ein Dutzend Journalisten. Erst unlängst 
kamen zwei Kollegen aus Italien und Pa-
lästina um, als  ein Blindgänger in Gaza 
explodierte – zu einem Zeitpunkt, als die 
Waffen gerade schwiegen und Hamas und 
Israel in Kairo über ein Ende der Gewalt 
verhandelten. Der erste tote Reporter war 
Chaled Hamad, ein palästinensischer Ka-
meramann. Eine Kugel tötete ihn, obwohl 
er einen Helm und eine kugelsichere We-
ste trug mit der international üblichen 
Aufschrift »PRESS«. 

»Wir fordern die Konfliktparteien um-
gehend dazu auf, die Sicherheit von Medi-
envertretern zu garantieren und Rücksicht 
auf Journalisten zu nehmen«, reagierte 
die Organisation »Reporter ohne Gren-
zen« umgehend in einer Presseerklärung. 
»Gerade in der jetzigen Situation ist es 
wichtig, daß Journalisten unabhängig be-
richten können.« Die Resolution 1738 des 
UN-Sicherheitsrates besagt: Die Konflikt-
parteien müssen den Schutz von Journali-
sten gewährleisten. Das sieht Tel Aviv in 
einer über Reuters verbreiteten Erklärung 
anders: »Israel ist in keiner Weise verant-
wortlich für Verletzungen oder Schäden 
als Resultat von Kriegsberichten.« Gaza 
sei Kriegsgebiet, Journalisten, die über 
die Kämpfe berichten wollten, würden 
sich quasi berufsbedingt in Lebensgefahr 
begeben. 

Auf die eigenen Medien kann sich jede 
israelische Regierung im Kriegsfall ver-
lassen. Sobald die ersten Kugeln fliegen, 
unterwerfen sich Presse und Fernsehen 
einer mehr oder weniger freiwilligen Zen-
sur. Nur noch das findet den Weg in die 
Öffentlichkeit, was der Armee nicht scha-
det. Es ist die Zeit der Militäranalysten. 
Im Fernsehen wird vor allem über Stra-
tegie und Taktik diskutiert, selten über 
die Opfer, die der israelische Angriff auf 
Gaza fordert. Eine positive Ausnahme ist 
die israelische Tageszeitung Haaretz. 

Kein Wunder, daß besonders der Fern-
sehsender Al-Dschasira der israelischen 
Regierung ein Dorn im Auge ist. Rund 
um die Uhr und meistens live berichten 
die Reporter direkt vom Ort des Gesche-
hens. Schonungslos und ungepixelt zei-
gen sie überwiegend live wie der Krieg 
in Gaza wirklich ist. Tote, Schwerverletz-
te, Verzweifelte – die Kameraleute von 
Al-Dschasira haben den Finger immer 
am Zoom. Die Bilder sind so grausam, 
daß sie für das englische Programm des 
Senders zu brutal sind. Das zart besaite-
te Europa bekommt im Fernsehen eine 
weichgespülte Version des Gemetzels zu 
sehen. 

Am 21. Juli nannte der israelische Au-
ßenminister und radikale Rechtsausleger 
Avigdor Lieberman Al-Dschasira »einen 
zentralen Pfeiler des Propaganda-Appa-
rates der Hamas«, der den Terrorismus 
fördere und deshalb in Israel verboten 
gehöre. Nur einen Tag später setzten 

Schüsse das Studio im elften Stock eines 
Bürogebäudes in Gaza für ein paar Tage 
außer Betrieb. »Es waren zwei sehr präzi-
se Schüsse«, sagte eine Mitarbeiterin der 
britischen Tageszeitung The Guardian. 
Das Gebäude mußte evakuiert werden, 
das Programm wurde vorübergehend 
aus der Zentrale in Katar moderiert. Al-
Dschasira nahm die Berichterstattung je-
doch schnell an alter Stelle in Gaza und in 
vollem Umfang wieder auf. Kurz vorher 
war bereits der Al-Jawhara Media Tower 
in Gaza aus der Luft beschossen worden, 
wo sich zu dem Zeitpunkt rund 50 Journa-
listen aufgehalten haben sollen. 

Der Vorwurf, Al-Dschasira unterstüt-
ze medial vor allem islamistische Kräfte 
in der arabischen Welt, ist nicht neu. In 
Ägypten sind mehrere Mitarbeiter des 
Senders erst vor kurzem zu langjährigen 
Haftstrafen verurteilt worden, weil sie an-
geblich mit den Muslimbrüdern kollabo-
riert hatten. Der Verdacht ist jedoch nicht 
von der Hand zu weisen, denn Al-Dscha-
sira bekommt sein Geld vom Königshaus 
in Katar, das auch viele islamistische Or-
ganisationen in der Region finanziell un-
terstützt. Unter anderem steht wohl die 
radikale Nusra-Front in Syrien auf der 
Lohnliste der Kataris. 

Seitdem sich die Hamas in Syrien auf 
die Seite der Rebellen gegen Baschar Al-
Assad gestellt hat, haben die alten Fi-
nanziers – Syrien und Iran – ihre Unter-
stützung eingestellt. Katar schließt nun, 
so heißt es, die Haushaltslücke dieser is-
lamistischen Befreiungsbewegung. Auch 
wenn sich Al-Dschasira bei den meisten 
Themen sichtlich bemüht, den internatio-
nalen Medienstandards gerecht zu wer-
den, muß sich die Berichterstattung des 
Senders dem Primat der katarischen In-
nen- und Außenpolitik unterwerfen. Kri-
tik am Herrscherhaus ist bei Al-Dschasira 
ein Tabu. Mehrere Journalisten haben 
deshalb schon gekündigt. 

Wie objektiv die Medien aus Gaza be-
richten, ist schwer einzuschätzen. Zwar 
sind die Journalisten von Berufs wegen 
zur Ausgewogenheit verpflichtet, aber 
auch Reporter sind nur Menschen, die 
sich von den Ereignissen beeinflussen las-
sen, zumal wenn sie so grausam sind wie 

in Gaza. »Jeder Journalist, der behauptet, 
er beobachtet ohne Vorurteile, Gefühle 
oder Angst, ist ein Lügner«, glaubt der 
britische Journalist Christian Stephen. 

Die Gefahr, als Berichterstatter für die 
eine oder andere Seite Partei zu ergreifen, 
ist in Kriegszeiten immer groß. Die Frage 
ist: Entsteht daraus ein Tunnelblick, mit 
dem der Journalist nur noch das sieht, was 
er sehen will und unterschlägt das, was 
nicht ins Weltbild paßt? 

Es gibt einige ausländische Journali-
sten, die behaupten, die Hamas habe sie 
unter Druck gesetzt, um unliebsame Be-
richte zu verhindern. Paul Jörgensen vom 
norwegischen Sender TV2 sagt, mehrere 
Kollegen seien deshalb ausgewiesen wor-
den. Auch die Foreign Press Association 
hat den Umgang der Hamas mit interna-
tionalen Journalisten in einem Kommuni-
qué scharf kritisiert. 

»Die Geschichte von Bedrängung 
von seiten der Hamas ist Unsinn«, twit-
tert hingegen Jody Rodoren, Korrespon-
dentin der New York Times. Andere be-
richten, sie hätten in ihrer Zeit in Gaza 
kein einziges Mal mit Hamas-Leuten 
zu tun gehabt. Von Journalisten werde 
Neutralität und Objektivität erwartet, 
schreibt der ARD-Korrespondent in Tel 
Aviv, Richard Chaim Schneider, in der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung, aber 
das sei ein fast unerreichbares Ziel. 
»Nicht weil wir Partei ergreifen (…), 
sondern weil wir mit drei Hindernissen 
konfrontiert sind: die Macht der Bilder, 
die Propaganda von beiden Seiten, die 
vielen verschiedenen ›Wahrheiten‹, die 
der palästinensisch-israelische Konflikt 
beinhaltet, und nicht zuletzt die Erwar-
tungen der Zuschauer daheim im siche-
ren Deutschland.«

Propagandakrieg um Gaza 
Israels Medien übernehmen Regierungspropaganda – freiwillig. Und Al-Dschasira wird von Katar gesteuert. 
Von Gerrit Hoekman
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Aktuell mehrt sich die 
Kritik an der Bericht-
erstattung der deut-
schen Medien in Sachen 

Ukraine-Konflikt. So wird das Gros 
der Redaktionen in Internetforen 
und Leserbriefen bezichtigt, den 
Konflikt nicht objektiv darzustellen. 
Wie bewerten Sie die bisherige Be-
richterstattung?

Sie war von vornherein auf ein simples 
Gut-und-Böse-Schema festgelegt. Dar-
um wurde auch – glaube ich – über das 
Massaker von Odessa im Mai dieses Jah-
res so wenig berichtet. Viele Menschen 
sind gegenüber  den Medien kritisch, 
weil sie sich noch an den Kalten Krieg 
erinnern.

Sie sitzen selbst im Fernsehrat des 
ZDF. Welche Aufgaben hat das Gre-
mium konkret?

Er soll überwachen, ob die Angebote des 
ZDF mit den Richtlinien und den staats-
vertraglichen Bestimmungen überein-
stimmen. Insbesondere soll die Qualität 
kontrolliert werden. Der Fernsehrat soll 
seine Aufgaben stellvertretend für die 
Gesellschaft wahrnehmen und die in ihr 
bestehende Meinungsvielfalt zum Aus-
druck bringen – so die Selbstdarstellung 
des ZDF. Unter den 77 Mitgliedern bin 
ich die einzige Vertreterin der Linken.

Im März 2014 hat das Bundesverfas-
sungsgericht ein Urteil zur Zusammen-
setzung des Fernsehrats gefällt. Kurz zu-
sammengefaßt: Er ist nicht ausreichend 
staatsfern. Bis spätestens zum 30. Juni 
2015 müssen die Länder eine Neurege-
lung schaffen. Ob die Gesetzesänderung 
zu einer besseren Kontrolle des ZDF füh-
ren wird, ist fraglich.

Über welche Möglichkeiten verfü-
gen Sie, im Fernsehrat Kritik an der 
bisherigen Ukraine-Berichterstat-
tung zu üben?

Grundsätzlich habe ich drei Möglichkei-
ten, meine Position einzubringen. Zum 
einen während der Plenartagungen des 
Fernsehrats, die einmal im Quartal statt-
finden. Zum anderen kann ich als Gast an 
den Ausschüssen teilnehmen. Gast bin 
ich, weil ich mich weder dem Freundes-
kreis Dr. Jung (CDU) noch dem Freundes-
kreis Dr. Bergmann (SPD) angeschlossen 
habe und beide alle Vorschläge zur Beset-
zung von Gremien unterbreiten. 

Diese Freundeskreise wurden übri-
gens vom Bundesverfassungsgericht 
auch kritisch unter die Lupe genommen. 
Die dritte Möglichkeit – von der ich rege 
Gebrauch mache – ist die direkte Anfra-
ge an den Intendanten. Dazu zum Thema 
Ukraine zwei Beispiele:

Im April habe ich nachgefragt, ob und 
wie das ZDF Informationen des Ukrai-
nian Crisis Media Center (UCMC) nut-
ze und diese gegenchecke. Das UCMC 
wird u. a. von George Soros und einer 
ukrainischen Tochtergesellschaft von 
Weber Shandwick, dem weltweit füh-
renden PR-Unternehmen finanziert. Das 
UCMC hatte am 13. März sofort auf eine 
kritische Rede von Gregor Gysi im Bun-
destag reagiert und den Swoboda-Chef 
dazu Stellung nehmen lassen. Dessen 
Aussagen wurden dann unkritisch im 
Kommentar eines ZDF-Reporters zur 
Rede Gysis aufgegriffen. Der Intendant 
verwies in seiner Antwort darauf, daß 
alle großen Fernsehstationen die Pres-
sekonferenzen des UCMC nutzen.

Beim zweiten Beispiel handelt es sich 
um eine sinnentstellende Übersetzung. 
Eine Frau, die unsympathisch wirken 
soll, schreit in die Kamera: »Geht weg 
von uns, laßt uns in Ruhe, ich will leben 
und meine Kinder in Frieden erziehen.« 
Als Übersetzung angegeben wurde: 
»Merk dir mein Gesicht, Poroschenko! 
Ich werde persönlich nach Kiew kom-
men und dich und deine Familie umbrin-
gen!« 

Auf seiner Facebook-Seite bedauerte 
das ZDF, die richtige Übersetzung sei auf 
eine falsche Sequenz gesprochen wor-
den, es handele sich um einen ärgerlichen 
Montagefehler. Schaut man sich die Rich-
tigstellung des ZDF auf der Facebook-
Seite an, fällt auf, daß es sich um eine – 
ich sage mal sehr freundlich – »erklä-
rende Übersetzung« handelt. Der Name 
»Poroschenko« fällt in den Äußerungen 
der Frau gar nicht. In einer zusätzlichen 
schriftlichen ZDF-Erklärung zu der Über-
setzung wird darauf hingewiesen, daß der 
ukrainische Präsident gemeint sei. Für 

eine Richtigstellung im heute-journal sah 
der Sender keinen Anlaß.

Auch wenn die Antworten des ZDF 
vage und wenig selbstkritisch sind, wer-
den meine Fragen doch in Gremien und 
Redaktionen besprochen. Für wirklich 
gravierende Veränderungen braucht man 
allerdings – wie überall – einen langen 
Atem und viele Verbündete.

Was empfehlen Sie unzufriedenen 
Fernsehzuschauern?

Zweierlei: Zum einen sollten alle Mög-
lichkeiten – insbesondere über das 
Internet – genutzt werden, um sich mög-
lichst vielfältig zu informieren. Und zum 
anderen sollten die Zuschauer ihre Kritik 
direkt gegenüber den Sendern äußern, 
per Brief, per E-Mail, per Anruf – bis 
hin zur offiziellen Programmbeschwer-
de. Schließlich wird das Programm von 
uns allen bezahlt. Und ganz persönlich: 
Als einzige Vertreterin der Linken im 
Fernsehrat brauche ich dringend den kri-
tischen Rückenwind.
� Interview: Markus Bernhardt 

»B rau c h e  k r i t i s c h e n  Rü c kenw i nd«
Der ZDF-Fernsehrat bietet wenige Möglichkeiten, auf das Programm Einfluß zu nehmen. Zuschauer  
sollten sich zu Wort melden. Ein Gespräch mit Gesine Lötzsch
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Der Jurist Glenn Greenwald 
gilt als einer der einfluß-
reichsten politischen Kom-
mentatoren in den USA. Im 

Dezember 2012 trat der Whistleblower 
und Mitarbeiter des US-Geheimdienstes 
NSA Edward Snowden unter Pseudo
nym per E-Mail an Greenwald heran. 
Snowden suchte den Kontakt mit dem 
bekannten Anwalt und Publizisten, da-
mit dieser ihm bei der Veröffentlichung 
der streng geheimen Dokumente über 
die US-Massenüberwachungsprogram-
men behilflich sei. 

Doch fast wäre dieses Ansinnen ge-
scheitert, da Greenwald zwar ein wortge-
waltiger Verteidiger von Bürgerrechten 
ist, sich allerdings mit Verschlüsselungs-
programmen für den Datenaustausch am 
Computer nicht auskannte und sich be-
harrlich sträubte, diese zu installieren. 
Über Umwege kam der Kontakt dann 
trotzdem zustande, und im Juni veröffent-
lichte Greenwald die ersten NSA-Doku-
mente aus Snowdens Archiv, die sogleich 
wie eine Bombe einschlugen.

Jetzt hat Greenwald ein Buch über 
»Die globale Überwachung – Der Fall 
Snowden, die amerikanischen Geheim-
dienste und die Folgen« veröffentlicht. 
Spannend wie ein Krimi liest sich der 
erste Teil, in dem Greenwald seine Kon-
taktaufnahme mit Snowden, der sich in 
Hong Kong verborgen hielt, und die Vor-
bereitung der Enthüllungen schildert. 

Im zweiten Teil des Buches dokumen-
tiert Greenwald anhand zahlreicher erst-
mals publizierter Quellen aus Snowdens 
Archiv das ganze Ausmaß der Massen-
überwachung in den USA. Somit wird be-
legt, daß die dem US-Verteidigungsmini-
sterium unterstehende National Security 
Agency NSA ohne begründeten Verdacht 
mit Wirtschaftsspionage, dem Ausspähen 
von Diplomaten und der Überwachung 
der Bevölkerung ganzer Länder ohne Ver-
dachtsmomente befaßt ist. Deutlich wird, 
daß die US-Regierung – auch gestützt auf 
Partnerdienste ihrer Verbündeten  – ein 
weltweites elektronischen System zur 
Abschaffung der Privatsphäre aufgebaut 
hat. Dabei gilt die vom Anfang 2014 ab-
gelösten NSA-Chefs Vier-Sterne-General 
Keith B. Alexander, formulierte Maxime 
für alle Bereiche des Internets und aller 
anderen Kommunikationsmittel: »Alles 
sammeln«. 

Mitte 2012 wurden so täglich 20 Milli-
arden Kommunikationsvorgänge weltweit 
durch die NSA bearbeitet. Greenwald 
zeigt auch auf, wie selbst vor dem Ge-
heimdienstbereich das neoliberale Prin-

zip der Privatisierung nicht halt macht. 
30 000 direkt bei der NSA angestellten 
Mitarbeitern stehen doppelt so viele bei 
privaten Unternehmen Beschäftigte ge-
genüber. Auch Snowden arbeitete offizi-
ell als IT-Spezialist und Infrastrukturana-
lytiker für einen dieser NSA-Auftrags-
nehmer namens Booz Allen Hamilton auf 
Hawaii. 

»Die amerikanische Regierung sieht, 
was der Rest der Welt tut und macht, 
während niemand Einblick in ihr eigenes 
Handeln bekommt«, schreibt Greenwald. 
»Es ist ein nicht zu überbietendes Un-
gleichgewicht, das die gefährlichste aller 
menschenlichen Möglichkeiten eröffnet: 
die Ausübung grenzenloser Macht ohne 
jede Transparenz oder Rechenschafts-
pflicht.« 

Im vierten Kapitel setzt sich der Au-
tor mit den Gefahren der Massenüber-
wachung als Mittel der Disziplinierung 
und Verhaltenskontrolle auseinander. Die 
Obama-Administration leitete demnach 
mehr strafrechtliche Ermittlungsverfah-
ren gegen Geheimnisverräter ein, als alle 
vorherigen US-Regierungen zusammen-
genommen. Die Folge ist ein Klima der 
Angst zur Einschüchterung möglicher 
Whistleblower. Zu diesem Klima tragen 
auch die herrschenden Medien bei. So ist 
Greenwalds Buch nicht nur ein Plädoyer 
gegen Massenüberwachung sondern auch 
eine Abrechnung mit den US-Medien und 
ihrem Umgang mit Snowden und anderen 
Aufklärern. 

Greenwald wirft den bekannten Flagg-
schiffen der US-Presse New York Times 
und Washington Post Feigheit und Ser-
vilität gegenüber der Regierung vor. So 
habe letztere im Jahr 2005 durch das Ver-
schweigen derjenigen Länder, in denen 
sich geheime US-Gefängnisse befinden, 
zur Beibehaltung der Folter von Terror-
verdächtigen beigetragen. In den USA 
habe sich die journalistische Unkultur 
herausgebildet, daß Reporter eindeutige 
und konkrete Aussagen vermeiden und 
noch so fragwürdige Behauptungen der 
Regierung für bare Münze nehmen. An-
statt Whistleblowern eine Plattform zu 
bieten, würden diese von den Kommenta-
toren führender Medien als unglaubwür-
dige Sonderlinge diskreditiert. Wikileaks 
Gründer Julian Assange, die Aufdeckerin 
von US-Kriegsverbrechen im Irak, Chel-
sea (Bradley) Manning, Edward Snowden 
und auch Greenwald selber wurden so 
von den Medien an den Pranger gestellt. 

Greenwald konstatiert einen Wandel 
des Berufsbildes im Journalismus. Früher 
galten demnach Journalisten als Außen-

seiter schlechthin, die in der Regel im 
Widerspruch zu den Mächtigen standen, 
kein hohes gesellschaftliches Ansehen 
hatten und wenig verdienten. Mit dem 
Ankauf von Medienunternehmen durch 
große Konzerne wurden die Starjourna-
listen zu hochbezahlten Angestellten, die 
der Öffentlichkeit Medienerzeugnisse im 
Namen ihres Unternehmens verkauften, 
als handele es sich um Bankdienstleistun-
gen und andere Finanzprodukte. 

Die Identifikation dieser Medienstars 
mit den Herrschenden wird durch sozio-
ökonomische Aspekte noch verstärkt  – 
viele einflußreiche US-Journalisten sind 
inzwischen mehrfache Millionäre, die in 
denselben Stadtvierteln wie die Superrei-
chen und Politiker leben. Ihre Kinder ge-
hen auf dieselben Eliteschulen, man trifft 
sich bei gesellschaftlichen Events. »In 
kultureller, emotionaler und sozioökono-
mischer Hinsicht handelt es sich um ein 
und dieselbe Clique«, so Greenwald. In 
der Folge wechseln immer wieder führen-
de Medienleute in die Politik. Zwei Jour-
nalisten des Time Magazine sitzen jetzt in 
Obamas Kabinett. Umgekehrt wechselten 
Obama-Berater als Kommentatoren zum 
Sender MSNBC. 

Die vielgerühmte »Objektivität«, die 
ein Journalist nach landläufiger Meinung 
vorweisen müsse, sei nichts anders als ein 
Abbild vorgefaßter Meinungen und der 
Dienstbarkeit gegenüber den Interessen 
der Regierung, konstatiert Greenwald. 
Der entscheidende Unterschied bestehe 
daher nicht zwischen Journalisten, die 
eine Meinung vertreten, und solchen, die 
dies nicht tun, sondern zwischen denje-
nigen, die offen zu ihrer Meinung stehen 
und solchen, die ihre Meinung verbergen.

Greenwalds Buch ist auch ein Plädoyer 
für mutigen Journalismus, der aufdeckt 
und Position bezieht. »Man hat im großen 
und ganzen zwei Möglichkeiten – An-
passung an die institutionelle Autorität 
oder radikalen Widerspruch dagegen«, 
so der Autor. »Im Gegensatz zu der all-
gemein verbreiteten Annahme, radikaler 
Widerspruch sei Zeichen einer Persön-
lichkeitsstörung, könnte ebenso gut das 
Gegenteil wahr sein: Angesichts eines 
schwerwiegenden Unrechts ist die Wei-
gerung, Einspruch zu erheben, Zeichen 
einer Charakterschwäche oder morali-
schen Versagens.« Als Mitherausgeber 
der Website The Intercept, die soeben 
wieder Enthüllungen eines weiteren Ge-
heimdienst-Whistleblowers über US-Ter-
rorlisten veröffentlichte, will Greenwald 
einen verantwortungsbewußten Journalis-
mus umsetzen. 
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